
Streit im Straßenverkehr eskaliert:
Plötzlich zieht Wolfsburger eine Waffe

Fall für zwei Gerichte: Bei einer Auseinandersetzung hatte der heute 47-jährige Kraftfahrer
einen Autofahrer mit einer Schreckschusspistole bedroht – Waffenverbot wird überprüft

Dann kam es zum verwaltungs-
rechtlichen Verfahren zwischen
der StadtWolfsburg unddem47-
Jährigen. Die Stadt hatte gegen
den Mann am 27. Oktober 2021
ein Waffenverbot ausgespro-
chen, obwohl kein rechtskräfti-
ges strafgerichtliches Urteil vor-
lag. Dagegen ist der 47-Jährige
vorgegangen und klagte. „Die
Stadt hat sich nur auf Aussagen
des vermeintlichen Zeugen ge-
stützt“, sagte der Mann vor dem
Verwaltungsgericht. Er verwies
darauf, dass auch für ihn die Un-
schuldsvermutung gegolten ha-
be.Mit seinemBescheid über ein
Waffenverbot habe die Stadt
Wolfsburg dem Urteil vorgegrif-
fen.

Dem Mann wurde bereits im
Urteil des Landgerichts der Waf-
fenschein entzogen und die
Schreckschusswaffe als Tatmittel
einbehalten. Das habe er auch
akzeptiert, sagte er vor dem Ver-
waltungsgericht. Nicht akzeptie-
ren wolle er dagegen dasWaffen-
verbot. Da er in der Baubranche
tätig ist, befürchte er Probleme,
wenn er beispielsweise ein Cut-
ter-Messer mit sich führen wür-
de.

Bei jeder Polizeikontrolle
glaubt er, Probleme zu bekom-
men, wenn der Vermerk „Waf-
fenverbot“ in der polizeilichen
Abfrage. „Ich bin keine Gewalt-
täter, sonst hätte ich damals auch
keinen Waffenschein bekom-
men“, so der 47-Jährige weiter.
Sein Fehlverhalten vor fast fünf
Jahren hat er eingesehen.

Es habe aber auch von der
Gegenseite Provokationen gege-
ben. „Dreimal hat ermeinenLkw
bis zum Stillstand ausgebremst“,
sagte der Mann. „Aber nur einer

hat eine Waffe gezogen“,
erwiderte der Richter dem 47-
Jährigen. Außerdem sei die
Gegenseite auch zu einem Ord-
nungsgeld von 35 Euro verurteilt
worden.

Die StadtWolfsburg, vertreten
durcheinenMitarbeiterdesOrd-
nungsamtes und der Justiziarin,
räumte ein, den Entscheid aus
demOktober 2021 zu früh erlas-
sen zu haben. Nach dem rechts-
kräftigen Urteil aus dem Jahr
2022 seien sie jedoch gehalten,
dass Waffenverbot für fünf Jahre
auszusprechen. Hier müsse sich
die Stadt auf das Waffenrecht,
Paragraf 5,2, richten. Darin heißt
es unter anderem: „Die erforder-
liche Zuverlässigkeit zum Füh-
ren einer Waffe besitzen in der
Regel Personen nicht, die zu
einer Geldstrafe von 60 Tagessät-
zen rechtskräftig verurteilt wor-
den sind.“ „Deutlich überre-
agiert“, habe der Lkw-Fahrer da-
mals, so der Richter. DasWaffen-
verbot sei die Konsequenz, die er
zu tragen habe. Der 47-Jährige
darf bestimmte Springmesser
und Schreckschusswaffen nicht
erwerben und besitzen, auch
Luftdruck- und Gasalarmwaffen
gehören dazu.

Vor Gericht wird ein Vergleich
geschlossen
Am Ende der Verhandlung
schlossen die Stadt Wolfsburg
und der 47-Jährige einen Ver-
gleich: Ab dem 1. Januar 2027
wird auf Antrag neu über das
Waffenverbot entschieden. 95
Euro als Verwaltungsgebühr
wird erhoben, und beide Partei-
en teilen sich die Gerichtskosten.
Damit ist auch dieser Rechts-
streit erledigt.

Symbolbild: ein lkw-fahrer hat bei einem Streit eine Schreck-
schusspistole gezogen. Bleibt sein Waffenverbot?
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Wolfsburg. Bei einem Streit im
Straßenverkehr hatte der heute
47-jährige Kraftfahrer seinen
Kontrahentenmit einer Schreck-
schusswaffe bedroht. Der Straf-
tat, die knapp fünf Jahre zurück-
liegt, wurde bereits am Amtsge-
richtWolfsburg und am Landge-
richt Braunschweig verhandelt
und abgeurteilt. Am Verwal-
tungsgericht Braunschweig lan-
dete der Fall jetzt wegen eines er-
teilten Waffenverbots der Stadt
Wolfsburg – und fand hier sein
juristisches Ende.

Was war geschehen? Auf der
Wolfsburger Hafenstraße kam es
am28. April 2021 zu einemStreit
zwischen einem Autofahrer und
dem Lkw-Fahrer. Die Situation
eskalierte. Der 47-Jährige soll
dem Pkw-Fahrer im Verlauf des
Streits eine Schreckschusswaffe
an den Kopf gehalten und be-
droht haben. „Leg dich hin, du
Schwein, sonst knall’ ich dich ab“,
soll er dem Pkw-Fahrer gedroht
haben.

Der Fall landete erst vor dem
Amtsgericht Wolfsburg. Gegen

den Strafbefehl des Amtsgerichts
ging der Mann in Berufung, und
die Straftat wurde vor demLand-
gericht Braunschweig verhan-
delt.Wegen Bedrohungwurde er
dort zu einer Geldstrafe von 70
Tagessätzen à 40 Euro verurteilt
und sein Fahrverbot wurde auf-
gehoben. Das Berufungsurteil
wurde am 30. November 2022
rechtskräftig, und die Strafsache
war damit beendet.

Stadt Wolfsburg erlässt
Waffenverbot
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